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geschaffen werden. Oft ist es für sie viel schwieriger, sich zu qualifizieren als 
für einen Mann. Kinder, Haushalt und viele andere Dinge, die zusätzlich 
auf einer Frau lasten, halten sie manchmal davon ab, auch wenn sie den festen 
Willen hat, sich weiterzuqualifizieren. Die Frauenausschüsse, die Leitungen 
der Gewerkschaft und die staatlichen Leiter sollten deshalb entsprechend der 
jeweiligen Situation gemeinsam nach Wegen suchen, die es auch diesen Kol
leginnen ermöglichen, ihr Wissen zu bereichern.
Die höheren Aufgaben, die sich aus der Mitgestaltung des entwickelten gesell
schaftlichen Systems und der Durchsetzung seines Kernstücks, des ökonomi
schen Systems des Sozialismus, für jeden ergeben, erfordern, wie Genosse 
Walter Ulbricht in dem Brief an die Grundorganisationen schrieb: „Jeder muß 
lernen, sein ganzes Leben lang zu lernen, sich ständig weiterzubilden. Und 
zwar in doppelter Hinsicht — politisch und fachlich.“
Karl Marx, dessen 150, Geburtstag wir kürzlich begingen, gab in der berühm
ten Genfer Resolution an die Gewerkschaften den Hinweis, daß die Gewerk
schaften nur dann zu dauerhaften Erfolgen kommen können, wenn sie ihre 
Arbeit für die Tagesinteressen der Arbeiterklasse mit dem Kampf für das End
ziel der Klasse eng verbinden. Diesen Hinweis von Karl Marx hat der FDGB, 
unter Führung der Partei der Arbeiterklasse, bei all seinem Handeln stets im 
Auge gehabt. Das kam auch auf dem 7. FDGB-Kongreß mit aller Deutlichkeit 
zutage. Hier traten Delegierte von 6,8 Millionen gewerkschaftlich organisier
ten Werktätigen unserer Republik auf und demonstrierten mit ihren Diskus
sionsbeiträgen diese Einheit von Tagesinteressen und Endziel. Aus allen Aus
führungen, die auch oft sehr kritisch waren, spürte man den Stolz über das 
bisher Erreichte. Gleichzeitig aber waren ihre Worte getragen von der großen 
Verantwortung, die sie als Werktätige unserer Republik für die Gestaltung 
des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus haben. Hier 
traten Menschen auf, die über ihre eigene Zukunft sprachen, Menschen eines 
neuen, eines sozialistischen Deutschlands.
Solche Menschen sind ganz und gar nicht nach dem Geschmack der Herren 
Kiesinger, Strauß und ihrer sozialdemokratischen Erfüllungsgehilfen. Für 
Strauß, den Wortführer des westdeutschen Imperialismus und Einpeitscher 
der reaktionären volksfeindlichen Politik, für den Gewerkschaftsfeind Nr. 1, 
ist schon die leiseste Regung der westdeutschen Gewerkschaften im Hinblick 
auf Mitbestimmung zuviel. Er spricht von einem „Bleigewicht“ der Mitbe
stimmung.
Während in der DDR die Rechte der Gewerkschaften verfassungsmäßig ge
sichert wurden, wird in Westdeutschland den Gewerkschaften jegliches Recht 
auf Mitbestimmung in Staat und Wirtschaft verweigert. Während in der DDR 
die Werktätigen selbst Schöpfer und Gestalter der sozialistischen Demokratie 
sind, wird in Westdeutschland jede demokratische Regung mit Notstandsge
setzgebung, Terror und Polizeiknüppel niedergeschlagen. Ausgerechnet die 
Todfeinde der Demokratie, die Interessenvertreter des westdeutschen Imperia
lismus, die Kiesinger, Strauß, Wehner, faseln davon, unseren Menschen, den 
Bürgern des sozialistischen Staates deutscher Nation, die „Freiheit“ bringen zu 
wollen.
Wenn in den Gewerkschaftsversammlungen über Probleme der Rationalisie
rung, der Eigenverantwortung, der Ausarbeitung des Planes für 1969 bera
ten wird, sollte nicht versäumt werden, die Ursachen und Hintergründe 
für diese unterschiedliche Entwicklung in beiden deutschen Staaten heraus
zuarbeiten. In der DDR werden die jahrzehntealten Forderungen der Gewerk
schaften Schritt für Schritt verwirklicht. Unser Weg, der Weg der DDR in die 
lichte Zukunft des Sozialismus, ist klar. Stärken wir durch neue Taten im 
sozialistischen Wettbewerb zu Ehren des 20. Jahrestages unserer Republik 
den ersten sozialistischen Staat deutscher Nation, dann ist das zugleich ein 
wichtiger Beitrag zur Unterstützung des Kampfes der westdeutschen Arbei
terklasse gegen Neonazismus und Monopolkapital und zur Sicherung des 
Friedens in Europa.
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